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7. Juni
Europawahl WÄHLEN

Konsequent
sozial!

Die Linke Stadtratsfraktion hatte einge-
laden und die Wohlfahrtsverbände ka-
men.
Das Ergebnis überrascht nicht. Al lein
können die lokalen Akteure aus dem so-
zialen Bereich an der Armut in Schwein-
furt wenig ändern, die Auswirkungen nur
l indern, nicht mehr, aber auch
nicht weniger.

Die »Armut in Schweinfurt«
hat sich die Stadtratsfraktion Die
Linke zum Thema für 2009 aus-
geguckt. Den Auftakt bi ldete am
Samstag ein Treffen im Gewerk-
schaftshaus, zu dem grundsätz-
l ich al le Interessierten, besonders jedoch
Organisationen und Verbände aus dem
sozialen Bereich eingeladen waren.
Nicht al le, aber doch recht viele kamen,
darunter: VdK, Kolping, Cari tas, Schwein-
furter Tafel , die Arbei tslosenini tiative Sa-
l i , das kathol i sche Dekanat, die
Gewerkschaften der Behinderten- und
der Ausländerbeirat.

Was ist Armut, mit dieser Frage be-
schäftigten sich der kathol i sche Betriebs-
seelsorger Peter Hartlaub und Gaby
Gottwald von der Linksfraktion im Bun-
destag, die in Berl in den Arbei tskreis Ge-

sundhei t und Soziales der Partei koordi -
niert. Al lein mit nüchternen Zahlen, et-
wa mit dem Mindestauskommen im
Monat, sei Armut nicht zu fassen, mein-
ten die Referenten. Die Armut in
Deutschland sei auch keine lebensbe-
drohl iche, sondern der Auslöser, dass

Personen nicht im vol len Umfang
am gesel lschaftl ichen Leben tei l -
nehmen könnten. Führe die Ar-
mut zu Abstrichen bei der
Bi ldung, dann sei ein bedenkl i -
cher Zustand erreicht.
Laut Hartlaub belegten die Real -
lohnverluste in den vergangenen

zehn Jahren den Anstieg der Armut auch
in Schweinfurt, eine Stadt in der 1700
Kinder an oder unter der Armutsgrenze
leben würden. Durch die weltwei te Wirt-
schaftskrise werde die Armut über al le
wei ter wachsen, sagte Hartlaub voraus.
Laut Stadtrat Sinan Öztürk seien in
Schweinfurt nach offiziel len Angaben et-
wa 7000 Mitbürger von relativer Armut
betroffen- Tendenz steigend.
Die Folgen eines Streichkonzertes

Als Gründe machte Gaby Gottwald
eine verfehl te Wirtschaftspol i tik aus. Ins-
besondere unter der Regierung von
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…Kanzler Schröder seien die Weichen
falsch gestel l t worden. Sie prangerte ein
Umvertei len von unten nach oben, etwa
durch Hartz IV und eine verfehl te Steu-
erpol i tik, an. Rot/ Grün hat die Arbei t ge-
ziel t verbi l l igt, einen Niedriglohnsektor
herbeigeführt. Immer niedrigere Löhne
seien die Folge, die staatl ichersei ts auf-
gebessert werden müssten, das Phäno-
men "Arm trotz Arbei t" entstand.
Verschärft werde diese Si tuation durch
das Streichkonzert im sozialen Bereich.
Die Entlastungen der Arbei tgeber müss-
ten die Arbei tnehmer durch private Vor-
sorge ausgleichen.

Stadtrat Sinan Öztürk berichtete von
einer Verfestigung der Arbei tslosigkei t
bei den Hartz IV-Empfängern in Schwein-
furt. Die Armut habe die Stadt nicht im
Gri ff, sie werde in der Stadt wei ter stei -
gen. Doch die Verantwortl ichen würden
oder wol l ten diese Entwicklung nicht se-
hen, würden die Armut nicht diskutieren.
Fraktionsvorsi tzender Frank Firsching kri -
ti sierte dabei Oberbürgermeisterin Gu-
drun Grieser für ihre lethargische
Haltung scharf.

Es gibt mindestens zwei Mögl ichkei -
ten sich mit der wachsenden Armut in
Schweinfurt auseinander zu setzen. Mög-
l ichkei t eins i st es den Betroffenen zu
helfen. Sie al le tun dies, dafür danke ich
Ihnen.", sagte Firsching in Richtung der

Wohlfahrtsorganisationen. Mögl ichkei t
zwei i st es das Thema zu ignorieren. Das
tut Frau Oberbürgermeisterin Grieser.
Mit Ignoranz werden jedoch keine Pro-
bleme gelöst!"

In der sich anschl ießenden zweistün-
digen Diskussion gab es viele Anregun-
gen wie etwa die Schaffung weiterer
Ganztagsschulen oder die Gründung ei -
ner überpartei l ichen Ini tiative, die das
Thema beleuchtet, Lösungen entwickelt
und damit die pol i ti schen Gremien be-
schäftigt. Die Linke wi l l sich nun um ei -
ne solche Ini tiative bemühen und dabei
die Parteipol i tik heraushalten. Anvisiert
i st beispielsweise ein Sozialpass. Dabei
sol l es keinen Al leingang der Stadt, son-
dern zumindest einen Sozialpass für
Stadt und Landkreis, besser noch einen
für die gesamte Region geben. Dazu
Klaus Wanka von der Schweinfurter Ta-
fel : »Wir brauchen eine Kultur der Sol i -
dari tät in der Region.« Ein zweites
Ergebnis der Konferenz ist die Forderung
nach einem jährl ichen Sozialbericht im
Rathaus. Dieser sei dem Stadtrat zur Dis-
kussion vorzulegen.
Brief an die Oberbürgermeisterin

Ganz konkret ging es am Samstag um
einen Brief des Kathol i schen Stadtdeka-
nates an die Oberbürgermeisterin. De-
kan Fries geht auf die Schwierigkei ten
ein, die hohe Nachzahlungen bei den

Energiekosten den sozial Benachtei l ig-
ten bescheren würden. Schon mehrfach
hätten die Stadtwerke bei Zahlungsunfä-
higkei t Strom und Gas abgedreht. Die
bisherige Praxis, schon nach zwei Wo-
chen eine Mahngebühr zu erheben und
das ausstehende Geld in maximal vier
Raten einzutreiben, überfordere die Be-
troffenen. Dass Stadtpfarreien die Kosten
übernehmen, könne auf Dauer keine Lö-
sung sein, heißt es wei ter. Bezirksrat Tho-
mas Hahn wies darauf hin, dass
richterl iche Entscheidung vorlägen, die
eindeutig klarstel l ten diese Kosten seien
Unterkunftskosten und somit von den zu-
ständigen Stel len zu tragen.

Die Stadträte der Linken wol len nun
Druck auf die Stabsstel le Beschäftigung
und Grundsicherung der Stadt ausüben.
Diese müsse die Nachzahlungen beglei -
chen, denn Energie zähle zur Grundver-
sorgung. Außerdem müsse das bisherige
Vorgehen im Aufsichtsrat der Stadtwer-
ke diskutiert werden.

Frank Firsching
Fraktionsvorsi tzender
der Linken im
Schweinfurter Stadtrat

Die Atomindustrie verbreitet die Nachricht, dass die schwedische Regierung die
Aufhebung des Atomausstieges beschlossen hat. Was sie nicht berichtet: dies muss
erst noch vom schwedischen Reichstag beschlossen werden. Dass die Schwedische
Regierung die Haftung für die Betreiber verschärfen wil l und dass sie Subven-
tionen für neue Anlagen ablehnt. Prognos und das Energiewirtschaftl iche Insti tut
der Uni Köln haben errechnet, dass unter BeibehaltungderZiele desAtomausstie-
ges in Deutschland, die CO² Belastung bis 2020 trotzdem um ca. 40% sinkt.

Auch der Kohleverbrauch geht stark zurück und der Erdgasverbrauch geringfügig.

Nicht einmal alle Abgeordnete der
Schleswig-Holsteinischen CDU Landes-
regierung dürfen die dem Ausschuss vor-
l iegenden Bankenberichte einsehen.
Der Finanzminister Wiegard äußert sich
nicht zu einem sei t Wochen vorl iegen-
dem Gutachten. Zu verschweigen oder
vertuschen gibt es natürlich nichts.

Notizen

Erfolg: Plus 256 Euro fürs Schulessen
DIE LINKE Stadtratsfraktion hat einen tol -
len Erfolg zu verbuchen. Fast unbemerkt
von der öffentl ichen Wahrnehmung ist
ein Antrag der LINKEN im Haupt- und
Finanzausschuss am 24. März einstim-
mig angenommen worden. Die Umset-
zung des Zuschusses der Staatsregierung

fürs Schulmittagessen an bedürftige Kin-
der. Statt bisher 1 44 Euro/ Jahr gibt es
jetzt 400 Euro/ Jahr für bedürftige Kinder
in gebundenen Ganztagsklassen. Zu
zahlender Restbetrag pro Jahr: 32 Euro!
Ein Riesenerfolg unserer Stadtratsfrakti -
on. Gratulation!

Frank Firsching
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Wir müssen dieses Wirtschaftssystem
nach unseren Vorstellungen verändern
Der zweite Bevollmächtigte der IG Metall Schweinfurt, Peter Kippes, zur aktuellen Situation

Die Beschäftigten sind auch in dieser
Krise diejenigen, die als erstes finanzi-
elle Nachteile zu tragen haben. Kolle-
ginnen und Kollegen, die in einem
sogenannten prekären Beschäftigungs-
verhältnis (Leiharbeit und Befristungen)
gearbeitet haben, wurden schon bei den
ersten Anzeichen eines Auftrags-Rück-
ganges von den jeweiligen Arbeitgebern
wie überflüssige Produktionsanlagen be-
handelt.

Sie wurden 'sti l lgelegt. ' Entlassen, an
den Verleiher zurück geschickt, Ihre Ver-
träge nicht verlängert. Erstmals hat ein
Aufschwung zwar zu massiven Vermö-
genszuwächsen bei den Kapi talbesi tzern
geführt, für die überwiegende Mehrhei t
der Bevölkerung hat sich die Gesamtsi -

tuation aber weiter verschlechtert. Und
dabei hat das Unhei l wohl gerade erst
begonnen.

Die IG Metal l Schweinfurt hat zusam-
men mit Ihren Mitgl iedern in den ver-
gangenen Jahren ganz entscheidend dazu
beigetragen, dass Umsatzzuwächse in
vielen Bereichen auch zu regulärer – al -
so unbefri steter – Beschäftigung auf der
Basis der IG Metal l Tari fverträge geführt
hat. In vielen Fäl len war dies nur durch
den unermüdl ichen Einsatz der Betriebs-
räte und durch den Druck der Beschäf-
tigten mögl ich. Die Arbei tgeber hätten
sich viel l ieber und mögl icherweise aus-
schl ießl ich der Instrumente der schon
angesprochenen prekären Beschäftigungs-
mögl ichkei ten bedient.

Immer mehr wurde und wird ver-
sucht, die Risiken die eine Produktion

mit sich bringt, einsei tig auf die Beschäf-
tigten abzuwälzen. Wir haben schon in
der Aufschwungphase vor diesen Ten-
denzen gewarnt und tun dies umso schär-
fer jetzt, wo Auftragseinbrüche und
Krisenauswirkungen konträr zu den ge-
wohnten Gewinnerwartungen der Un-
ternehmen laufen.

Jetzt wird immer deutl icher, wer sich
in den Betrieben um die Sicherhei t und
die Qual i tät der Arbei tsplätze kümmert
und wer sich ausschl ießl ich an Kapi tal -
rendi ten orientiert. Ohne die Ini tiativen
der Betriebsräte, ohne die Forderungen
der IG Metal l wäre dem Abbau von Leih -
arbei t und befri steter Beschäftigung schon

in vielen Betrieben der Abbau sogenann-
ter regulärer Beschäftigung gefolgt. Zei t-
konten, die längere Bezugs- dauer von
Kurzarbei tergeld und ausgeweitete Qua-
l i fizierungsmaßnahmen wären ohne uns
nicht denkbar gewesen und schützen
jetzt eine Vielzahl unserer Kol leginnen
und Kol legen vor dem Verlust des Ar-
bei tsplatzes.

Aber, wir dürfen an dieser Stel le kei -
ne I l lusionen haben. Mit dem Ausblei -
ben von Aufträgen, mit der Reduzierung
der bisher übl ichen Gewinnmargen wer-
den die ›Control ler‹ und die ›Hardl iner‹
in den Betrieben wieder aus der Deckung
kommen. Es werden die gleichen Ange-
bote hinsichtl ich einer Betei l igung der
Beschäftigten an den Kosten der Krise
kommen, die wir schon al lzu gut
kennen.

Und wir werden überal l dort in die
Defensive geraten, in der unser Organi -
sationsgrad nicht ausreicht, bzw. unser
Widerstand gegen solche Attacken nicht
auf viele Schultern vertei l t i st. Wir ste-
hen vor einer histori schen Auseinander-
setzung:
- Akzeptieren wir wei ter, dass Gewinne
privati siert, Verluste aber kol lektiviert
werden? Oder stel len wir einige Wei-
chen in dieser Gesel lschaft neu.
- Gel ingt es uns diejenigen in den Betrie-
ben die derzei t noch den Eindruck ha-
ben, wegducken wäre der beste Schutz,
vom Gegentei l zu überzeugen?
- Schaffen wir es über die Betriebsgren-
zen hinaus eine sol idarische Bewegung
für mehr Gerechtigkei t zu organisieren?
- Oder sehen wir stumm zu, wie sich ein
immer größer werdender Tei l der Bevöl -
kerung über Wahlenthal tung aus dem
demokrati schen Wil lensbi ldungsprozeß
verabschiedet?

Die IG Metal l wird Ihren Tei l – gera-
de in Schweinfurt – dazu bei tragen. Wir
sind und bleiben das Sprachrohr der Be-
schäftigten, der Rentner und der Erwerbs-
losen. Aber uns muss auch klar sein, wir
schaffen es wohl nicht al leine. Pol i tik
verändert sich in erster Linie durch an-
dere, bessere Entscheidungen in den Par-
lamenten und dort durch das Engagement
der Parteien und Ihrer Verantwortl ichen.

Die vor uns l iegenden Monate müs-
sen also auch an dieser Stel le Koal i tio-
nen entstehen lassen, die die Interessen
der Bürgerinnen und Bürger, der Kol le-
ginnen und Kol legen zum Maßstab neh-
men. Es l iegt an uns selbst, wer und vor
al lem wie unsere Zukunft aussehen wird.

Peter Kippes
2. Bevol lmächtigter
IGM Schweinfurt

Jetzt wird immer deutlicher, wer sich in den Betrie-

ben um die Sicherheit und die Qualität der Ar-

beitsplätze kümmert und wer sich ausschließlich an

Kapitalrenditen orientiert

Weitere Artikel online
www.dielinke-sw.de/links/ Europa-Parteitag der LINKEN

Sol idari tät, Demokratie und Frieden für
Europa. Unter diesem Motto fand am
28. Februar der Europapartei tag der
Partei Die Linke statt…

Der Amoklauf
Jetzt, wo es in Deutschland wieder ein-
mal zu einem Amoklauf eines Schülers,
mit etl ichen Toten kam, überschlägt man
sich typischerweise mit Vorschlägen…

Kein Internet? Gedruckte Fassungen

l iegen bei Bedarf im Büro aus.



Eine starke Linke für Europa!

Durch die Global i sierung ist die Wirt-
schaft weltwei t so stark verflochten, dass
es für eine starke nationale Linke in den
einzelnen Ländern sehr schwer ist, al lei -
ne eine gerechtere Pol i tik durchzuset-
zen. Die Linke in Europa muss in der
Lage sein, verantwortl ich an entspre-
chenden Rahmen- bedingungen mitzu-
arbei ten. Gerechte und soziale
Rahmenbedingungen für Europa haben
auch weltwei te Auswirkungen. Die an-
gelsächsischen Länder wol len offensicht-
l ich ihren Finanzzentren den
notwendigen Strukturwandel (Schrump-
fung) nicht zumuten.

Die Spekulationen bei Rohstoffen – hier
wird es pervers – wenn dadurch Mi l l io-
nen dem Hunger ausgel iefert werden.
Währungen und bestimmte Private Equi -
ty gehören sofort gestoppt. China fordert
die Ablösung des Dol lars als Lei twäh-
rung, da das Land ca. 2000 Mi l l iarden
Dol lar eingesammelt hat und nun Angst
vor dem Absturz der amerikanischen
Wirtschaft hat.

In Europa und den USA würde man die
Wechselkurse am l iebsten den Markt-
kräften überlassen in der Hoffnung, dass
damit automatisch Ungleichgewichte aus
der Weltwirtschaft verschwinden. Was
passiert, wenn man den Marktkräften
freien Lauf lässt haben wir soeben erfah-
ren.

John Maynard Keynes hatte entscheiden-
de Impulse zur Überwindung der Welt-
wirtschaftskrise gel iefert. Seine Thesen
stehen heute wieder hoch im Kurs und
schon 1944 machte er den Vorschlag,
den Handel mit einer Weltwährung na-
mens ›Bancor‹ zu regul ieren. Wer viel
exportiert häuft Bancor an, wer viel im-
portiert muss welche leihen. Diese Staa-
ten sol len nach diesem System eine
Gebühr bezahlen. Damit können Un-
gleichgewichte besei tigt und der Welt-
handel gerechter werden. Deutschland
bekommt jetzt den Bumerang als Export-
weltmeister und Lohndrücker (Kaufkraft)
zu spüren. Es stünde Europa gut an den
Vorrei ter zu spielen.

Zwischen 1997 und 2006 verzehnfach-
te sich der globale Devisenmarkt. Damit
wird es immer schwieriger für die Zen-
tralbanken die Geldmenge genau zu er-
fassen. 50 Prozent der Einnahmen der
Rating-Agenturen kommen aus der De-
rivatbewertungen ihrer Auftraggeber. Sie
sind damit abhängig. Gefäl l igkei ts-Gut-
achten sind vorprogrammiert.

Die Hypothekenkrise hätte verhindert
werden können, wenn der Weiterver-
kauf von gebündelten Hypotheken einer
Genehmigung bedurft hätte. Für Invest-
mentfonds müssen strenge Regeln und
Transparenz gelten. Ansonsten dürfen
sie in Europa nicht vertrieben wer-
den. Damit hätten auch Steueroa-
sen keine Chance. Private-Equi ty
und Hedge-Fonds, die sich an Un-
ternehmen mit dem Ziel extremer
Rendi teforderungen betei l igen,
müssen durch ein Verbot von Kre-
di taufnahme, hohe Steuern und
der Auflage einer Haltedauer von
mehreren Jahren, in die Schranken
gewiesen werden.

Wer glaubt, dass der Handel mit Zerti -
fikaten, Derivaten und der Weiterver-
kauf von gebündelten Hypotheken, die
auch gesunde Kredi te enthal ten sowie
Hedge-Fonds, seien mittlerwei le regu-
l iert oder verboten, der i rrt gewaltig. Da-
für und zur Einführung einer
Börsensteuer müssen europäische Rah-
menbedingungen geschaffen werden.
Denn offensichtl ich sind viele Länder
wie z.B. die Bundesrepubl ik, nicht in
der Lage und Wil lens hier etwas zu än-
dern.

Bei den vol lmundigen Versprechungen
Managergehälter zu deckeln, Bonizah-
lungen in geordnete Bahnen zu lenken
und dergleichen ist bisher kaum etwas
geschehen. Wenn doch, dann mit wachs-
weichen Formul ierungen wie sol l ten,
könnten und müssten, also nichts. Zur
Austrocknung von Steueroasen gibt es
außer Absichtserklärungen sowie schwar-
zen und grauen Listen nicht viel .

DIE LINKE

setzt sich für

stärkere Kontrollen

der Wirtschafts- und Fi-

nanzmärkte und damit für mehr

Gerechtigkeit in EUROPA und der Welt

ein. Helfen Sie mit und geben Sie uns

Ihre Stimme für ein gerechtes und sozia-

les EUROPA.

Text dieser Sei te:

gr/links

Es ist wichtig, dass es national starke linke Kräfte gibt, noch wich-

tiger sind sie aber für EUROPA.



Thomas Händel kandidiert auf Platz
vier der Bundesliste der Linken für das
Europaparlament. Nur ein gemeinsames
europäisches Vorgehen mit der eindeu-
tigen Priorität auf Beschäftigungssiche-

rung kann den derzeit
drohenden Kollaps

verhindern.«
Um

auf
der Straße

Druck auszuüben,
fordert DIE LINKE den po-

litischen Streik, der in ganz Europa ein
völlig legitimes Mittel der Politik ist.

Die Linke hatte auch zu den Demons-
trationen am 28. März in Berlin und
Frankfurt/Main unter dem Titel »Wir
zahlen nicht für Eure Krise« aufgeru-
fen. Wer soll denn zahlen? Selbstver-
ständl ich jene, die die Verantwortung
für die Krise tragen. Also al l die, die sich
in den zurückl iegenden Jahren mit Ak-
tienspekulation und Lohndrückerei an
der Arbei t der Menschen bereichert ha-
ben. Es kann und darf doch wohl nicht
sein, das Arbei tnehmerinnen und Arbei t-
nehmer, Rentnerinnen und Rentner
gleich zweimal für die Gier derjenigen
bezahlen sol len, die von der Umvertei -
lungspol i tik von unten nach oben profi -

tiert haben. Erst pressen sie den Men-
schen Mi l l iarden ab, um sie dann an den
Börsen zu verzocken Und nun sol len die
Geschröpften auch noch mit ihren Steu-
ergeldern und Kürzung ihrer sozialen
Leistungen die Suppe auslöffeln, die ih-
nen da eingebrockt wurde. Mit uns
nicht!

In der Vergangenheit haben selbst
hunderttausende Protestierende die je-
weilige Regierung nicht daran gehin-
dert, ihren Kurs gegen den Willen der
Menschen fortzusetzen. Fehlt in der
Bundesrepublik nicht einfach der
Generalstreik, um aufder Straße
Druck auszuüben? Die Mögl ich-
kei t des pol i ti schen Streiks gehört
zu den Kernforderungen der LIN-
KEN. Man braucht doch nur nach
Frankreich zu schauen. Dort wur-
den erst vor kurzem die durch
die französische Regierung ge-
planten Verschlechterungen bei
den Arbei tsbedingungen von Be-
rufsanfängern genauso abgewehrt

wie die erneuten Angri ffe auf die 35-
Stunden-Woche. Der pol i ti sche Streik

ist in ganz Europa ein völ l ig legi times
Mittel der Pol i tik. Warum nicht auch in
Deutschland? Er ersetzt al lerdings nicht
die Aufgabe der Gewerkschaften, sich
gemeinsam mit anderen sozialen Bewe-
gungen und den Parteien wesentl ich
stärker in die Pol i tik einzumischen und
sich für die Beschäftigten, ihre Fami l ien
und für al l diejenigen, die keine Arbei t
haben, zu engagieren.

Während die Beschäftigten bei Opel
um ihre Zukunft bangen, streiten Uni-
on und SPD über eine staatliche Betei-
ligung am Autobauer. Die Linke setzt
auf eine europäische Lösung. Wie soll
diese aussehen? Es muss uns darum ge-
hen, die Wirtschaft zu demokrati sieren,
Arbei tnehmerinnen und Arbei tnehmer
an ihren Unternehmen zu betei l igen und
ihnen so Mitspracherechte in der Unter-
nehmensführung einzuräumen. Wir wol -
len weder die unendl iche Vermehrung
von Kleinaktionären noch einen ›VEB
Opel ‹. Die Mitarbei ter bei Opel müssen
am Unternehmen betei l igt werden. Der
Staat muss hierfür zusätzl iche Mittel be-

rei tstel len. Wir schlagen vor, ein Konsor-
tium der Länder mit Opel-Standorten zu
bi lden, in dem die Mitarbei ter, die Händ-
ler und die Zul ieferer Si tz und Stimme
haben.

Aber die EU-Mitgliedstaaten kämp-
fen ja scheinbar lieber jeder für sich ge-
gen die Krise an? Sie wiederholen damit
die Fehler der Krise von 1929 und zei-
gen gleichzei tig die Fragi l i tät dieser Eu-

ropäischen Union der Kapi tal freihei ten
und Wirtschaftsinteressen. Die Europäi -
sche Union muss endl ich von der neo-
l iberalen Ideologie des freien Marktes
Abstand nehmen und der Verantwortung
gerecht werden, die sie für die Men-
schen in Europa trägt. Nur ein gemein-
sames europäisches Vorgehen mit der
eindeutigen Priori tät auf Beschäftigungs-
sicherung kann den derzei t drohenden
Kol laps verhindern. Wir fordern eine de-
mokrati sch legi timierte europäische
Wirtschaftsregierung statt einer Wirt-
schaft, die Europa regiert. Und wir brau-
chen ein Zukunftsinvesti tionsprogramm
in Höhe von mindestens zwei Prozent
des europäischen Bruttoinlandprodukts,
damit es überhaupt eine Wirkung ent-
fal ten kann.

Walden Bello, Träger des Alternati-
ven Nobelpreises, sprach sich aufder
Konferenz 'Linke Auswege aus der Kri-
se' für »kraftvolle« postkapitalistische
Visionen aus. Was hältst Du davon?
Ich kann ihm nur Recht geben. Die Prot-
agonisten des herrschenden Wirtschafts-
systems versuchen nun, in der Krise zu
überwintern, das System zu stabi l i sieren
und dann so weiter zu machen wie bis-
her. Der Kapi tal i smus hat bewiesen, dass
er die Arbei ts- und Lebens- interessen
der Menschen nicht dauerhaft sichern
kann. Es i st Zei t für einschneidende Ver-
änderungen in Richtung einer gesel l-
schaftl ichen Kontrol le der Wirtschaft,
hin zu einer sol idarischen Gesel lschaft.

ks/l inks

LINKE Lösungsvorschläge in
den Vordergrund stellen
Interview mit Europawahl-Kandidat Thomas Händel

Es muss uns darum
gehen, die Wirtschaft
zu demokratisieren



Schweinfurter
Arbeitsloseninitiative SALI e.V.

Spendenkonto: Sali - e.V.
Flessabank Schweinfurt
BLZ: 793 301 11
Kontonr.: 2505

Links war am 09.04.09 zu Gast bei der
SALI in den Räumen der DFG-VK und
sprach mit drei Mitgliedern des Spre-
cherInnenrates.
Als Reaktion auf die zunehmende Mas-

senarbei tslosigkei t gründeten sich in der
Vergangenhei t bundesweit viele Erwerbs-
losenini tiativen als Selbsthi l fegruppen,
um besser für die Interessen und Rechte
der Erwerbslosen eintreten zu können.
Auch in Schweinfurt gab es im Jahr 1985
eine solche Ini tiative, die von Anfang an
parteipol i ti sch unabhängig, aber gewerk-
schaftsnah war. Bis Ende der 90er Jahre
durfte die ehrenamtl iche Gruppe die
Räume des AFZ am Obertor mitbenut-
zen. Als das AFZ sich auf kommerziel le
Arbei tsvermittlung konzentrierte, zog die
SALI in die Räume der DFG-VK in der
Gabelsberger Straße.
Dort werden jewei ls am ersten Diens-

tagabend im Monat auf den Arbei tstref-
fen der aktiven Mitgl ieder Aktionen
besprochen, die pol i ti sche Lage disku-
tiert oder auch die Schwierigkei ten, mit
denen die Erwerbslosen konfrontiert wer-
den, kri ti sch analysiert.
Jeden Donnerstag ist offener Treff der

Selbsthi l fegruppe von 1 000–1230 Uhr. Be-
troffene und Neugierige können die
SALI kennen lernen. SALI gibt es Erfah-
rungsaustausch, Hi l fe zur Selbsthi l fe,
wertvol le Tipps aber auch moral i sche
Unterstützung.
Ansprechpartner sind die beiden Be-

rater Kurt Schneider und Bernhard
Jahnel .

Die SALI i st Mitgl ied der Koordinie-
rungsstel le gewerkschaftl icher Erwerbs-
losengruppen und arbei tet auf lokaler
Ebene eng mit dem ver.di Bezirkser-
werbslosenausschuss und dem DGB zu-
sammen.
Ihre Arbei t gl iedert sich in drei Berei -

che. Da gibt es die Einzelfal l -Beratung,
mit der den Betroffenen Hi l fe zur Selbst-
hi l fe geleistet wird. In kompl izierten Fäl -
len arbei tet man mit einer Sozialanwältin
zusammen. Dann betreibt die SALI auch
erfolgreich Öffentl ichkei tsarbei t. Viele
kennen die Gruppe von den Info-Stän-
den in der Stadt oder von den Bei trägen
in der Tagespresse. Aber auch Ihre krea-
tiven Aktionen, wie z.B. Straßentheater,
sind bekannt.
Ihre Mitgl ieder sind ebenso aktiv im

»Forum für soziale Gerechtigkei t« wie in
der »Sozialkonferenz« vertreten. Oder in
der Fachkonferenz »Armut in Schwein-
furt«, die am 18.04.09 im DGB Haus auf
Einladung der Stadtratsfraktion Die Linke
stattfand.
Die SALI i st auch am Aufbau der Er-

werbslosenbewegung engagiert, so gibt
es Vernetzungen mit vielen nordbayri-
schen Städten. Da werden Erfahrungen
ausgetauscht, Schulungen durchgeführt
und sich gegensei tig psychisch gestärkt.
Sol idari tät in der Gemeinschaft erfuhren
viele Erwerbslose zum Beispiel auch auf
den letzten großen Demonstrationen, zu
denen der DGB aufgerufen hatte, die
aber auch die Erwerbslosenini tiativen un-
terstützt haben. Wer braucht Ihre Hi l fe?

Hauptsächl ich äl tere Menschen, die
lange gearbei tet haben, kommen in die
Beratungsstel le, wei l ihr Betrieb geschlos-
sen wurde oder sie krank wurden. Ne-
ben den Menschen mit Handicaps stel len
die Al leinerziehenden eine große Grup-
pe der Hi l fesuchenden dar. Drei bis fünf
Beratungen werden pro Donnerstag ab-
solviert - dabei beglei ten die ehrenamt-
l ichen Mitgl ieder die Betroffenen oft
auch auf die Ämter, um den Menschen
zu Ihrem Recht zu verhelfen.
Kri tik üben die Mitgl ieder an den so-

zialen Verschlechterungen sei t der Re-
gierung Schröder, insbesondere an der
Förder- u. Wiedereingl iederungspraxis,
die meist nur zu unbezahlten Praktika
führen - natürl ich auch an den Plänen
der Stadt, Ein-Euro-Jobs auszuweiten, was
im Landkreis schon Real i tät i st.
Von der „großen Pol i tik“ fordert die

SALI eine neue Sozialpol i tik, die mit aus-
reichenden Mindestlöhnen und einer ar-
mutsfesten Grundsicherung die um sich
grei fende Verarmung weiter Bevölke-
rungsschichten eindämmen sol l . Von der
Stadt Schweinfurt wird aktuel l ein Sozi -
alpass für Arme gefordert.
Die wichtige Beratungstätigkei t und

das soziale Engagement kosten natürl ich
auch Geld.
Man kann Ihnen spenden oder Mit-

gl ied des Vereins werden. Im kommen-
den Jahr wird die SALI 25 Jahre bestehen
und dies im Rahmen ihrer Mögl ichkei-
ten feiern.

ms/l inks
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1 6. März

DGB-Demo in Berl in: Die Krise bekämpfen!
25. Jul i

Anti -AKW-Konferenz mit Eva Bul l ing-Schröter und Klaus Ernst

o7

Straßenprostitution in Schweinfurt:

Die Tricks von OB Grieser!
Nach den massiven Bürgerprotesten im
Musikerviertel und in der Gartenstadt
bezüglich der Verlegung des Straßenstri-
ches auf das Gelände der Stadtwerke
Schweinfurt GmbH, musste sich der
Stadtrat erneut mit der Problematik be-
schäftigen.
Für die Fraktion der SPD stel l te deren

Fraktionsvorsi tzende, für die Grünen de-
ren Vertreter ihre Posi tionen im Stadtrat
klar. Die Fraktion der Sozialdemokraten
wie auch die Grünen forderten in Ihren
Anträgen die Aufhebung des Beschlus-
ses vom 03.03.09. In seinem Wortbei-
trag tei l te der Fraktionsvorsi tzende der
LINKEN Frank Firsching mit, dass seine
Fraktion den Antrag der SPD unterstüt-
zen werde.
Da zuvor die Oberbürgermeisterin in

ihrer bekannten Manier die Verantwor-
tung für die Entscheidung weit von sich
weisen wol l te und ihren Gegenantrag
vorstel l te, stel l te Frank Firsching folgen-
des fest: ?Richtig ist, dass der Stadtrat in
seiner letzten Si tzung die Entscheidung
für den Standort ›Franz- Schubert- Stra-
ße‹ fraktionsübergrei fend mit nur acht
Gegenstimmen getroffen hat. Richtig ist
auch, dass die Verwaltung den Auftrag
hatte, einen geeigneten Standort zu su-
chen.
Wie kam es also zu dieser Fehlent-

scheidung am Bürgerwi l len vorbei? Der
Grund l iegt eindeutig in der fehlenden
Kommunikation der Verwaltung mit den
Bürgern und der Geheimhaltungsnum-
mer durch die Behandlung im Stadtrat
in nichtöffentl icher Si tzung. Größere
Transparenz hätte die Fehlentscheidung
verhindert, die der Stadtrat heute korri -
giert. Jetzt tut unsere Oberbürgermeiste-
rin so, als hätte sie selbst mit der Sache
nichts zu tun.
Hierzu müssen die Bürger wissen:
1 . Chefin der Verwaltung ist die OB!
2. Chefin des Stadtrates ist die OB!
3. Verantwortl ich für die Tagesordnung
und somit für die Behandlung des The-
mas in nichtöffentl icher Si tzung ist die
OB, gemäß Geschäftsordnung.

Daher trägt nicht al leine die Verwal-
tung die Verantwortung für dieses Fias-
ko, sondern die Oberbürgermeisterin.
Dann die Überraschung: Entgegen ih-

rer Ankündigung hiel t Frau Oberbürger-
meisterin Grieser nicht an ihrem Antrag
fest, den Straßenstrich in der Franz-Schu-
bert-Straße anzusiedeln, sondern bean-
tragte die Standortsuche aufzugeben und
Straßenprosti tution in Schweinfurt zu-
künftig nicht mehr zuzulassen.

Damit sei ihr Antrag der weitergehen-
de und folgl ich die Anträge von SPD und
Grünen vom Tisch. So argumentierte die
Rathauschefin mit Unterstützung ihrer
Angestel l ten Baldauf und Mainka, sowie
ihren Getreuen aus der CSU Fraktion,
Funk und Hornung.
Zum Antrag der OB stel l te Firsching

den Geschäftsordnungsantrag, diesen
nicht in seiner Gänze abstimmen zu las-
sen, sondern die Punkte - wie auch bei
anderen Abstimmungen zuvor, in einzel -
ne Punkte zu gl iedern. Zuerst sol l ten die
inhal tl ichen Schni ttpunkte der Anträge
von SPD, Grünen und OB abgestimmt
werden.
Diese wären in der Reihenfolge:

– Der Stadtratsbeschluss vom 03. März
wird aufgehoben.
– Der Standort Franz- Schubert- Straße
wird aufgegeben.
Erst anschl ießend sol l te über den wei -

teren Schri tt der OB abgestimmt werden,
der das komplette Straßenstrichverbot
zum Ziel hat. Fi rsching begründete die
Haltung der inken auch inhaltl ich.
Warum hat die Stadtverwaltung zwei Jah-
re lang nach einem Standort gesucht?
Wei l der Stadtrat bisher der Meinung war
einen Straßenstrich ausweisen zu müs-
sen um keine i l legale, unkontrol l ierte
Straßenprosti tution entstehen zu lassen.
Das ist das Problem. Probleme werden
aber nicht durch Nichtbefassung gelöst!
Deshalb wol len wir gegen den Straßen-
strich Franz-Schubert- Straße stimmen,
die Suche nach einem geeigneten Stand-
ort aber nicht aufgeben?
Diese Mögl ichkei t wol l te uns (und an-

deren) die Oberbürgermeisterin durch
ihren Antrag nehmen. Außerdem ging es
ihr wohl darum, der SPD und den Grü-
nen den Erfolg zu verwehren, einen An-
trag im Stadtrat durchzubringen, der
nicht von der CSU oder der Oberbürger-
meisterin stammt.
In einer heftigen, emotionalen Diskus-

sion beharrte die OB mit Hi l fe der Ver-
waltung darauf, dass ihr Antrag der
weitestgehende wäre und dieser auch
zuerst zur Abstimmung gebracht werden
müsste.
Sinan Öztürk verwies auf den § 29 der

Geschäftsordnung, in dem geregelt i st,
dass Geschäftsordnungsanträge sofort be-
handelt und abgestimmt werden müs-
sen. Auch dieser Hinweis wurde sei tens
der OB und der Verwaltung ignoriert!
Ergebnis: Der Antrag der OB, der auf

ein völ l iges Verbot der Straßenprosti tuti -
on in Schweinfurt ziel te, wurde gegen
die Stimmen von SPD, Grüne und Linke
angenommen.

Sinan Öztürk, Frank Firsching
Stadträte der Fraktion Die Linke
im Stadtrat Schweinfurt
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ie Europawahlen am 7. Juni 2009
stehen unter dem Eindruck einer welt-
wei ten Wirtschaftskrise: Mi l l ionen Men-
schen haben Angst um ihren Job –
Hunderttausende sind berei ts in Kurzar-
bei t. Die Pol i tik der Europäischen Uni-
on hat einen großen Antei l an der
jetzigen Finanzmarkt- und Wirtschafts-
kri se. Bundestagsabgeordneter Klaus
Ernst über seine Vision für ein soziales
Europa. Jahrelang wurde unter der Fah-
ne der »Freihei t des Europäischen Bin-
nenmarktes« kräftig privati siert und
deregul iert. Die Folge war ein beispiel -
loser Unterbietungswettbewerb auf Kos-
ten von Löhnen und Sozial lei stungen.
Erst die Umvertei lung des Reichtums zu
den Wohlhabenden und Unternehmen
hat den Finanzjongleuren an den inter-
nationalen Spielkasinos die Mittel zum
Verzocken verschafft.

Mehrere Urtei le des Europäischen
Gerichtshofes haben die Orientierung
auf Wettbewerb und die Aushebelung
von Tari fverträgen und Mitbestimmung
weiter zementiert. Die Urtei le in den
Fäl len Rüffert, Wicking, Laval und Lu-
xemburg besagen im Kern: es gibt nach
Ansicht des Europäischen Gerichtshofes
kein Recht auf gleiches Geld für gleiche
Arbei t. Der Europäische Gerichtshof hat
aber auch gesagt, dass die Ausübung von
Meinungs- und Versammlungsfreihei t in
Einklang zu bringen sind mit den Euro-
päischen Binnenmarktfreihei ten. Grund-
rechte wie das Streikrecht sol len sich der
kapi tal i sti schen Logik unterordnen. Das

darf auf keinen Fal l akzeptiert werden.
Damit die Europäische Integration

von den Menschen nicht als Bedrohung,
sondern als Fortschri tt wahrgenommen
wird, darf es kein "Weiter so!" geben.
Unser Ziel i st eine demokrati sche, fried-
l iche und soziale Europäische Union, die
sozial abgesicherte Gute Arbei t und ein
Leben in Würde garantiert. Dazu gehö-
ren die strikte Kontrol le der Finanzmärk-
te, eine stärkere Betei l igung der
Bürgerinnen und Bürger und eine koor-
dinierte Sozialpol i tik. Es kann doch nicht
sein, dass sich die EU ruckzuck auf
Steuererleichterungen für Unternehmen
einigen kann, aber eine europaweite
Mindestlohnpol i tik bis heute fehl t.

Die Europäische Union muss sich
von ihrer neol iberalen, al lein auf Wett-
bewerb und die Freihei t der kapi tal i sti -
schen Wirtschaft orientierten, Pol i tik
abwenden. Gerade durch die schwerste
Wirtschaftskrise sei t 1 929 wird deutl ich,
dass Europa eine koordinierte Wirt-
schafts- und Beschäftigungspol i tik
braucht. Nur so kann es gel ingen, durch
eine gemeinsame Stärkung der Binnen-
nachfrage die Wirtschaftskrise zu über-
winden. Weniger Dogma der freien
Märkte und mehr aktiven, sozialen Staat.
Weniger Geld in die Profi te und mehr
Geld in die Löhne.

DIE LINKE steht für ein soziales, de-
mokrati sches und friedl iches Europa.
Und genau deshalb können wir den

Lissabon-Vertrag nicht akzeptieren. Al-
lein seine pol i ti sche Durchsetzung ist
undemokrati sch: Wir fordern eine Ver-
fassung, über die al le Bürgerinnen und
Bürger der Europäischen Union abstim-
men können. Und wir fordern eine Ver-
fassung, die sich nicht auf mi l i täri sche
Aufrüstung und neol iberalen Wettbe-
werb festschreibt. Die jetzige Krise zeigt,
dass ein Wirtschaftsmodel l , das sich al-
lein an kurzfri stigen Profi te orientiert,
zum Schei tern verurtei l t i st. Ein solches
Wirtschaftsmodel l dann mit Verfassungs-
rang zu verankern, i st blanker Irrsinn.

Den Kampf für ein soziales Europa
werden wir aber nicht al leine gewinnen.
Ob Streiks für höhere Löhne, Proteste ge-
gen die EU-Dienstlei stungsrichtl inie oder
die Arbei t der LINKEN Abgeordneten in
Europa – die parlamentarischen und au-
ßerparlamentarischen Kräfte müssen ge-
bündelt werden. Dafür gi l t es am 7. Juni
und auch das gesamte Jahr zu kämpfen
— in Brüssel , in Schweinfurt und Berl in.

Ein soziales Europa muss es werden
MdB Klaus Ernst zur Europawahl

D

MdB Klaus Ernst
Wahlkreis Schweinfurt




